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Antrag

des NEOS Landtagsklub (Erstantragstellerin LA Susanna Riedlsperger)
betreffend: Umbauordnung

Der Landtag wolle beschließen
„Die Tiroler Landesregierung wird aufgefordert, die Einführung einer Tiroler „Umbauordnung“ zur Erleichterung von Sanierungen, Umbauten, Umnutzungen und Nachverdichtungen im Gebäudebestand zu prüfen und dem Tiroler Landtag geeignete gesetzliche Anpassungen vorzulegen. Dabei soll sichergestellt werden, dass diese Maßnahmen im Einklang mit einer generellen Vereinfachung der Vorschriften der Tiroler Bauordnung und unter Berücksichtigung einer gesamtheitlichen Entbürokratisierung im Baubereich erfolgen.“

Zuweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wohnen, Raumordnung, Rechts- und Gemeindeangelegenheiten

Begründung:
Tirol steht vor der Herausforderung, mehr leistbaren Wohnraum zu schaffen und gleichzeitig den Flächenverbrauch sowie den CO₂-Ausstoß im Gebäudesektor im Sinne der Nachhaltigkeit zu reduzieren. Gerade deshalb braucht es einen stärkeren Fokus auf die Sanierung und Weiterentwicklung bestehender Gebäude statt überwiegend auf Neubauten.
In der Praxis stehen Sanierungen und Umbauten derzeit jedoch oft vor zahlreichen rechtlichen und administrativen Hürden. Vorschriften orientieren sich primär am Neubau und werden auch auf Bestandsgebäude angewendet, obwohl deren Ausgangslage eine völlig andere ist. Dadurch werden notwendige Adaptierungen vielfach unnötig kompliziert, teuer oder im schlimmsten Fall sogar wirtschaftlich unmöglich gemacht.
Für eine echte Bauwende braucht es daher neben den bestehenden „Neubauordnungen“ auch eine „Umbauordnung“, die stärker auf die Besonderheiten des Bauens im Bestand eingeht. Ziel muss sein, Sanierungen, Umnutzungen und Nachverdichtungen einfacher, schneller und wirtschaftlicher umsetzbar zu machen, um so nachhaltig leistbaren Wohnraum zu erstellen.
Internationale Beispiele zeigen, dass entsprechende Modelle bereits erfolgreich umgesetzt werden. In Frankreich ermöglicht die „Permis de faire“-Regelung flexiblere Lösungen bei Umbauten, solange die grundlegenden Schutzziele erfüllt bleiben. Auch in den Niederlanden wurden rechtliche Rahmenbedingungen geschaffen, die die Umnutzung und Weiterentwicklung bestehender Gebäude erleichtern. Auch Organisationen wie die IG Architektur setzen sich in Österreich für eine vergleichbare Regelung ein.
Ergänzend zeigt auch eine aktuelle Befragung aus dem Baubereich den dringenden Handlungsbedarf. 81 % der wahrgenommenen Erschwernisse im Umgang mit Bestandsgebäuden sind auf als zu hoch empfundene Anforderungen zurückzuführen. Der Großteil der Rückmeldungen betrifft baurechtliche und technische Vorgaben, die bei Sanierungen oder Umbauten an bestehende Gebäude gestellt werden. (https://www.ig-architektur.at/news-detail/ergebnisse-der-umfrage-zu-einer-umbauordnung.html)
Besonders häufig werden Schwierigkeiten bei der Umsetzung von Anforderungen im Bereich Brand-, Schall- und Wärmeschutz genannt. Auch die verpflichtende Anpassung bestehender Gegebenheiten – etwa Raumhöhen, Parapethöhen oder Treppenanlagen – an aktuelle Normen stellt viele Projekte vor erhebliche technische und wirtschaftliche Herausforderungen. Dies führt in der Praxis oftmals dazu, dass sinnvolle Sanierungen verzögert, verteuert oder gar nicht umgesetzt werden.
Dem möglichen Argument, eine Umbauordnung würde zusätzliche Bürokratie schaffen, ist klar entgegenzuhalten: Derzeit entsteht der hohe Verwaltungsaufwand bei Sanierungen gerade deshalb, weil Umbauten mit Regelwerken beurteilt werden, die primär für Neubauten geschaffen wurden. Das führt häufig zu Einzelgenehmigungen, Sonderlösungen und langen Abstimmungsverfahren. Eine klar geregelte Umbauordnung könnte hingegen Verfahren vereinfachen, Rechtsklarheit schaffen und sowohl Behörden als auch Bauwerber:innen entlasten.
Gerade in Tirol mit seinem knappen und teuren Boden braucht es mehr Anreize für Sanierung, Nachverdichtung und die Nutzung bestehender Infrastruktur. Eine Tiroler Umbauordnung könnte dazu einen wichtigen Beitrag leisten und Wohnen, Klimaschutz und nachhaltige Raumordnung sinnvoll miteinander verbinden.


Innsbruck, am 29. März 2026
image1.png
NEOS

Landtagsklub
Tirol




